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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Städte und Gemeinden müssen sich 
immer häufiger und ohne längere Vor-
warnzeiten auf Extremwetter- und 
Starkregenereignisse sowie deren 
schlimmen Folgen einstellen. Gerade 
bei vorangegangenen Dürreperioden 
können Starkniederschläge in den 
Sommermonaten zu einer großen Ge-
fahr werden. Dies hat nicht zuletzt die 
starkregenbedingte Flutkatastrophe 
vom Juli 2021 in Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz verdeutlicht. 
 
Nach dem sechsten Bericht des Welt-
klimarates (IPCC) wird die Anzahl an 
Extremwetterereignissen zukünftig 
weiter zunehmen. Es ist daher zwin-
gend erforderlich, dass beim Thema 
„Hochwasser- und Starkregenvor-
sorge“ ein Umdenken stattfindet, um 
Schäden zukünftig zu minimieren und 
den Schutz von Menschen und Sach-
werten weiter zu verbessern. 
 
Die Bundesregierung greift die Themen 
Klimaanpassung und Hochwasser-
schutz daher richtigerweise auf. So-
wohl im Rahmen des Sofortprogramms 
Klimaanpassung als auch der Nationa-
len Wasserstrategie finden sich Maß-
nahmen zum Schutz vor Hochwassern. 
Angesichts des dringenden Handlungs-
bedarfs ist es erforderlich, dass der 
Bund, aber auch die Länder ihren Wor-
ten nun Taten folgen lassen. Neben ei-
ner Reduktion von CO2-Emissionen 
muss die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels noch stärker als bislang 
in den Fokus der Umwelt- und Klimapo-
litik rücken. Mit der Deutschen Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel ist 
ein Grundstein gelegt. Nun gilt es, diese 
Strategie sinnvoll zu einer vorsorgen-
den Anpassungsstrategie weiterzuent-
wickeln. 

Zur effektiven Aufgabenbewältigung 
und der Umsetzung von Einzelmaßnah-
men vor Ort, muss die kommunale 
Ebene bei der Anpassung eigener 
Strukturen gestärkt werden. Als ein 
Beispiel ist die finanzielle Förderung 
von kommunalen Klimaschutzmanage-
rinnen und -managern von großer Be-
deutung. Eine solche Förderung muss 
jedoch kommunalfreundlich ausgestal-
tet sein, sodass zwischen Antragstel-
lung und Fördermittelbewilligung nicht 
zu viel Zeit verstreicht. Lokale Klima-
schutzprojekte dürfen einer überlan-
gen Verfahrensdauer nicht zum Opfer 
fallen. 
 
Ebenso kann das im Jahr 2021 einge-
richtete „Zentrum Klimaanpassung“ 
den Kommunen Orientierung geben, 
zur Vereinheitlichung und Effizienzstei-
gerung von Prozessen beitragen und 
auch eine Lotsenfunktion in dem sich 
stetig weiterentwickelnden Feld der 
Klimaanpassung einnehmen. Wichtig 
ist hier eine praxisgerechte und nied-
rigschwellige Beratung der Kommunen. 
 

Städte und Gemeinden sind Schlüs-
selakteure 
 
Städten und Gemeinden kommt bei 
der Frage nach einem effektiven Schutz 
vor Hochwasser und Extremwetterer-
eignissen eine zentrale Rolle zu. Sie ver-
größern bereits heute durch die Steue-
rung der Flächennutzung, der Infra-
struktur- und der Siedlungsentwicklung 
Rückhalteräume für das Wasser und 
vermindern hiermit das Schadenspo-
tenzial. Städte und Gemeinden brau-
chen einen gestärkten Handlungsrah-
men, um die Erfordernisse des Hoch-
wasserschutzes und der Starkregenvor-
sorge effektiver umsetzen zu können. 

Klimaanpassung und Klimaschutz 

Schutz vor Hochwasser - 
Extremwetterereignissen wirk-
sam begegnen 
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Zudem müssen Hochwasser- und Kata-
strophenschutz besser aufeinander ab-
gestimmt werden. 
 
Jedoch ist der Hochwasserschutz keine 
alleinige kommunale, sondern eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Es ist 
daher wichtig, dass Bund und Länder 
die Kommunen in der Umsetzung kon-
kreter Schutzmaßnahmen vor Ort auch 
in Zukunft finanziell unterstützen und 
das Vorgehen – über Ländergrenzen 
hinweg – koordinieren.  
 

Länderübergreifende Koordinie-
rung erforderlich 
 
Hochwasser macht nicht an Landes-
grenzen Halt. Daher ist es sinnvoll, län-
derübergreifend in Flusseinzugsgebie-
ten unter Einbeziehung der betroffe-
nen Städte und Gemeinden zu handeln. 
Auf Länderebene muss vor allem eine 
Zusammenarbeit bei der Festlegung 
und Umsetzung von Hochwasser-Akti-
onsplänen und auch die dezentrale 
Rückhaltung von Hochwasser über die 
Landesgrenzen hinweg sichergestellt 
werden. Bereits bestehende Organisa-
tions- und Kommunikationsstrukturen 
müssen überprüft und gemeinsame 
Hochwasserschutzkonzepte erarbeitet 
beziehungsweise weiter verbessert 
werden. 

 

Schwachstellen analysieren – Ge-
fahrenkarten erstellen 
 
Mit Blick auf vergangene Starkregener-
eignisse empfiehlt sich aus kommuna-
ler Sicht eine Bestandsaufnahme und 
Schwachstellenanalyse, um geeignete 
Maßnahmen zur Prävention zu identifi-
zieren und umzusetzen. 
 
Hochwasser- und Starkregengefahren-
karten können bei der Stadtplanung 
und auch der Vorbereitung von Schutz-
maßnahmen wertvolle Hilfestellung 
leisten. Mit interaktiven Gefahrenkar-
ten können grundstücksscharf Starkre-
genereignisse simuliert und die Fließ-
wege des Wassers bei Hochwasser und 
Starkregen dargestellt werden. Inso-
weit stellen derartige digitale Karten 
insbesondere für überschwemmungs-
gefährdete Gebiete und Kommunen 
eine wertvolle Hilfestellung dar. Sie tra-
gen auch dazu bei, die Grundstücksei-
gentümer für mögliche Hochwasserer-
eignisse zu sensibilisieren. 
 
Bund und Länder müssen daher die 
Kommunen bei der Erstellung derarti-
ger Gefahrenkarten operativ und finan-
ziell unterstützen und sollten gleichzei-
tig über die Erarbeitung eigener über-
geordneter Gefahrenkarten nachden-
ken.  
 

Klimagerechte Stadtentwicklung 
fördern 
 
Stadtentwicklung und kommunale 
Bauleitplanung müssen bei allen Maß-
nahmen die Hochwasservorsorge und 
den Schutz vor Extremwettern noch 
stärker berücksichtigen. Dies betrifft 
bei der Planung und Erschließung 
neuer Baugebiete etwa eine angemes-
sene Dimensionierung von Kanalsyste-
men sowie ausreichende Rückhalte-
räume für das Wasser.  
 
Wichtige Einrichtungen wie z.B. Kran-
kenhäuser, Feuerwehren, Schulen und 
Kindergärten sollten außerhalb von 
Tallagen angesiedelt werden. Hierzu 
bietet sich die Erarbeitung integrierter 
kommunaler Hochwasserschutzkon-
zepte in Abstimmung mit Nachbarkom-
munen sowie den jeweiligen Ländern 
an, die eine Gewässerentwicklungspla-
nung, Katastrophenschutz-Einsatz-
pläne, Optimierung des technischen 
Hochwasserschutzes in den Kommu-
nen sowie gezielte Öffentlichkeitsar-
beit einschließt. 
 
Im Rahmen der Stadtentwicklung ist 
zudem die zunehmende Verdichtung in 
Innenstädten und Ortskernen, auch 
wenn sie zur Schaffung von Wohnraum 
dient, zu hinterfragen. Denn damit ge-
hen wertvolle Frei- und Retentionsflä-
chen, die dem Hochwasserschutz die-
nen, verloren. Insoweit ist grundsätz-
lich eine sorgfältige Einzelfallprüfung 
im Sinne einer klimagerechten Stadt-
entwicklung angezeigt. Ebenfalls muss 
darüber diskutiert werden, in hochwas-
sergefährdeten Regionen Bautätigkei-
ten gegebenenfalls einzuschränken. 

 
Wasser braucht mehr Raum – 
Schwammstädte fördern 
 
Als Teil der Klimaanpassung sollte Was-
ser in der Fläche stärker zurückgehal-
ten werden. Dach- und Fassadenbegrü-
nungen, verstärkt blau-grüne Infra-
strukturen, mehr Frei- und Grünflächen 
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und damit einhergehend das Entsie-
geln von Flächen sind maßgebliche Fak-
toren für eine klimabewusste Stadtent-
wicklung. Die Regenrückhaltung muss 
oberirdisch sowohl außerhalb als auch 
innerhalb der Städte und Gemeinden 
verbessert werden. Es bedarf insoweit 
auch der Planung und Nutzung multi-
funktionaler urbaner Retentionsflä-
chen (Freiflächen, Spiel- und Aufent-
haltsflächen). Zur Umsetzung einer 
wassersensiblen Stadtentwicklung ge-
hört auch das System der „Schwamm-
stadt“, wonach Regenwasser nicht 
gleich in Abwasserkanäle abgeleitet, 
sondern aufgefangen und nutzbar ge-
macht wird.  
 
Der Wasserrückhalt an Flüssen muss 
zudem durch steuerbare Flutpolder, 
die anlassbezogen geöffnet werden 
können, um Hochwasserspitzen zu kap-
pen, vorrangig ausgebaut werden. 
Diese sind neben der Reaktivierung von 
Auen, welche die wichtigsten natürli-
chen Rückhalteräume von Wasser sind, 
eine effektive Maßnahme. Das Aktions-
programm Natürlicher Klimaschutz 
greift dies auf und zielt damit in die 
richtige Richtung. Für Extremnieder-
schläge, bei denen ein Wasserrückhalt 
nicht möglich ist, müssen Notwasser-
wege geschaffen werden. Starkregen-
wasser muss so gezielt über Straßenflä-
chen abgeleitet werden können, ohne 
größere Schäden zu hinterlassen. 
 

Technischen Hochwasserschutz 
ausbauen 
 
Neben der Schaffung von Rückhalte-
räumen ist auch ein konsequenter Aus-
bau des technischen Hochwasserschut-
zes erforderlich. Die zurückliegenden 
Hochwasserereignisse haben gezeigt, 
dass sich der Aufwand für technische 
Schutzmaßnahmen wie Deiche, Not-
entlastungen, Spundwände, mobile 
Hochwasserschutzmaßnahmen oder 
auch steuerbare Polder häufig aus-
zahlt. Je nach regionalen und örtlichen 
Rahmenbedingungen sind derartige 
Hochwasserschutzmaßnahmen, soweit 
noch nicht vorhanden, vorzusehen und 

im Rahmen einer koordinierten Hoch-
wasservorsorge mitzuberücksichtigen. 
 
Deiche, Hochwasserrückhaltebecken 
und Talsperren sind an zukünftige 
Starkniederschläge anzupassen. Die 
starkregenbedingte Flutkatastrophe 
vom Juli 2021 hat gezeigt, dass beste-
hende Talsperren bei Extremwetterer-
eignissen bis an ihre Grenzen kommen 
können. Die wichtige Funktion von Tal-
sperren, die Wasserregulierung, ist da-
her technisch zu sichern und, wo nötig, 
weiter auszubauen. Vorhandene Dei-
che müssen zudem fachgerecht unter-
halten beziehungsweise erneuert und 
falls erforderlich ebenfalls ausgebaut 
werden. 
 

Zivilen Bevölkerungsschutz und 
Warnungen verbessern   
 
Für Flusseinzugsgebiete einschließlich 
kleinerer Gewässer müssen verlässli-
che Vorhersagesysteme und damit zu-
sammenhängende Warnsysteme etab-
liert werden. Robuste Vorhersagesys-
teme, die in Abstimmung u.a. mit dem 
Deutschen Wetterdienst aufgebaut 
werden, müssen insbesondere auch 
Oberflächenabflussmodelle umfassen. 
 
Die zurückliegenden Katastrophener-
eignisse haben verdeutlicht, dass die 
Kommunikation im Krisenfall häufig ein 

großer Schwachpunkt ist. Daher muss 
der zivile Bevölkerungsschutz deutlich 
verbessert werden. Da zukünftig mit 
weiteren Großschadenslagen zu rech-
nen ist, müssen die Frühwarnsysteme 
weiter verbessert und an die Gefahren-
lagen angepasst werden. Das im Feb-
ruar 2023 eingeführte Cell-Broadcast, 
mit dem Warnmeldungen über Push-
Nachrichten an Handys verschickt wer-
den können, ist ein sinnvoller Schritt. 
Im Falle eines flächendeckenden Aus-
falls der Stromversorgung und damit 
auch von Funkmasten hilft dieses Sys-
tem im Zweifel indes nicht weiter. 
 
Daher muss neben analogen Warnsys-
temen und einer technisch stabilen Si-
renenwarnung auch die Kommunika-
tion zwischen den Akteuren im Vorfeld 
eines potenziellen Schadensereignisses 
dringend optimiert werden. Die Fähig-
keiten des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe 
müssen ebenfalls ausgebaut werden. 
Erforderlich sind neue und belastbare 
Strukturen. Das Mitte 2022 gegründete 
Gemeinsame Kompetenzzentrum Be-
völkerungsschutz ist insoweit zu begrü-
ßen, wobei die verbindliche Einbindung 
der kommunalen Ebene fehlt.  
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Planungs- und Genehmigungsver-
fahren beschleunigen  
 
Ein Blick in die Planungspraxis zeigt, 
dass Verfahren zur Genehmigung und 
Errichtung von Hochwasserschutzmaß-
nahmen beziehungsweise der Hoch-
wasser- und Starkregenvorsorge sehr 
zeitintensiv sein können. Maßnahmen, 
wie etwa ein verbesserter Wasserrück-
halt, neue Retentionsräume, Deichbau 
oder auch das Neuerrichten sonstiger 
kommunaler Infrastruktur in über-
schwemmungsgefährdeten Bereichen, 
sind aufgrund komplexer Genehmi-
gungs- und auch Klageverfahren gegen 
die jeweiligen Bauvorhaben häufig nur 
schwer umzusetzen. Dies kann die Si-
cherstellung eines effektiven Hochwas-
serschutzes in Städten und Gemeinden 
gefährden. 
 
Es ist daher erforderlich, Planungs- und 
Genehmigungsverfahren effektiver 
und praxisgerechter auszugestalten. 
Maßnahmen, die explizit dem Klima-
schutz, der Klimaanpassung und auch 
dem Wiederaufbau nach Naturkata-
strophen dienen, sollten etwa von der 
naturschutzrechtlichen Ausgleichsre-
gelung generell freigestellt werden. 
 
Klageverfahren gegen Infrastrukturvor-
haben müssen auf eine gerichtliche In-
stanz beschränkt und Einwendungen 
durch materielle Präklusions- und 
Stichtagsregelungen vermieden wer-
den. Unerlässlich sind zudem beschleu-
nigte Vergabeverfahren, damit erfor-
derliche Planungs- und Bauleistungen 
ohne größeren Zeitverzug beauftragt 
werden können. Dies gilt in besonde-
rem Maße für den Wiederaufbau nach 
Katastrophenereignissen, wie etwa 
Hochwasser oder Starkregen. Im Hoch-
wasserfall muss durch Länderrecht si-
chergestellt werden, dass der Ausnah-
metatbestand einer „besonderen“ 
oder „zwingenden“ Dringlichkeit nach 
den einschlägigen Vorschriften des 
Vergaberechts vorliegt, so dass im Falle 
der Beseitigung von Hochwasserschä-
den oder -gefahren vom Grundsatz der 
öffentlichen Ausschreibung bzw. des 

Offenen Verfahrens abgewichen wer-
den kann.  
 
Nur durch effektive Erleichterungen 
bei Planung, Genehmigung und Bau ist 
ein langfristiger Wiederaufbau der 
kommunalen Infrastruktur nach einer 
Hochwasser- oder Starkregenkatastro-
phe möglich. 
 

Kommunen finanziell unterstützen 
 
Um den negativen Folgen von Extrem-
wetterereignissen angemessen zu be-
gegnen, brauchen die Städte und Ge-
meinden als vom Klimawandel unmit-
telbar Betroffene finanzielle Unterstüt-
zung. Hier sind die EU, Bund und Län-
der gleichermaßen gefordert.  

 
Neben kurzfristigen Maßnahmen muss 
eine langfristige Finanzierung im Be-
reich der Klimafolgenanpassung in den 
Städten und Gemeinden etabliert wer-
den. Die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels ist keine alleinige kom-
munale, sondern eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Es ist daher ange-
zeigt, dass die „Anpassung an den Kli-
mawandel“ künftig als echte Gemein-
schaftsaufgabe von Bund und Ländern 
anerkannt und entsprechend in Art. 
91a GG aufgenommen wird. Der Bund 
würde so die Möglichkeit erhalten, den 

Kommunen planbar finanzielle Mittel 
für notwendige Anpassungsmaßnah-
men auf kommunaler Ebene zur Verfü-
gung stellen zu können. Bei den Maß-
nahmen zur Anpassung an den Klima-
wandel muss wegen der Zunahme an 
klimabedingten Katastrophenereignis-
sen an Tempo zugelegt werden. Das 
Förderprogramm „Maßnahmen zur An-
passung an den Klimawandel“ muss da-
her neu aufgelegt und verstetigt wer-
den.  
 
Zudem muss der Bund einen „Investiti-
onsfonds Kommunale Klimaanpas-
sung“ auflegen, der nachhaltig finan-
ziert ist und Städte und Gemeinden in 
die Lage versetzt, sowohl baulich-in-
vestive wie auch sonstige Planungs- 
und Beratungsleistungen im Sinne ei-
nes vorbeugenden Hochwasser- und 
Starkregenschutzes beauftragen zu 
können. Die entsprechende Förderung 
muss praxisgerecht ausgestaltet wer-
den und muss sich am tatsächlichen 
Bedarf orientieren. Eine Begrenzung 
von Maßnahmen allein auf große 
Flüsse wäre nicht bedarfsgerecht, da in 
der Vergangenheit oftmals kleinere Ne-
benflüsse zu massiven Überschwem-
mungen und Schäden geführt haben. 
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Wald als Klimaschützer - Gesunde 
Wälder erhalten 
 
Mit einem Waldflächenanteil von rund 
32 Prozent (11,4 Millionen Hektar) ist 
Deutschland eines der waldreichsten 
Länder Europas. Aufgrund der Extrem-
wetterereignisse der vergangenen 
Jahre (Hitze, Dürre, Schadinsekten) hat 
die deutsche Forstwirtschaft allerdings 
auch mit einer wieder zu bewaldenden 
Schadfläche von ca. 390.000 Hektar zu 
kämpfen.  
 
Dabei kommt den Waldökosystemen 
eine wesentliche Bedeutung im Rah-
men der Klimaanpassung zu. So hat der 
Wald wie kaum ein anderes Ökosystem 
die Fähigkeit, Niederschlagswasser zu 
speichern und zu reinigen. Der Waldbo-
den wirkt wie ein großer Schwamm, 
der Regenwasser aufsaugt und erst mit 
Verzögerung wieder freigibt. So kön-
nen große Wassermengen wie Dauer-
regen und Schmelzwasser aufgenom-
men werden. Ein Hektar Wald kann bis 
zu drei Millionen Liter Wasser spei-
chern und zurückhalten. Auf diesem 
Weg kann der Wald einen wirksamen 
Beitrag zur Reduzierung von Hochwas-
ser- und Starkregengefahren leisten.  
 
Die wichtigen Ökosystemleistungen 
können allerdings nur von gesunden 
und leistungsfähigen Wäldern erbracht 
werden. Durch den Klimawandel ist der 
Wald jedoch stark in Mitleidenschaft 
gezogen und nicht nur einzelne Baum-
arten, sondern auch ganze Waldöko-
systeme sind gefährdet.  
 
Um zukünftig weiteren großflächigen 
Waldschäden vorzubeugen, ist eine 
Umgestaltung der Wälder erforderlich. 
Besonders Wälder mit Fichte und Bu-
che als führender Baumart sind wegen 
ihres hohen Risikos durch Trockenheit 
und Schaderregerbefall umzubauen. 

Blieben die Umbaumaßnahmen auf 
dem bisher niedrigen Niveau, zöge sich 
die Umgestaltung bis ins nächste Jahr-
hundert hin. Daher müssen die Wald-
umbauflächen jährlich vervierfacht 
werden, um die Umgestaltung bis 2050 
abzuschließen. Der geschätzte erfor-
derliche Kapitalbedarf von 14 bis 43 
Milliarden Euro über die nächsten 30 
Jahre lässt sich nur mit Unterstützung 
von Bund und Ländern schultern. 
Hierzu braucht es nicht nur Hilfspro-
gramme, sondern eine Verstetigung 
der Finanzmittel für die kommunalen 
und privaten Waldbesitzer. 
 

Bevölkerung aktiv einbinden – Ei-
genvorsorge stärken 
 
Ein zentraler Baustein der kommunalen 
Starkregen- und Hochwasservorsorge 
ist die aktive Einbindung der Bevölke-
rung. Es muss ein allgemeines Hoch-
wasserbewusstsein geschaffen wer-
den. Von zentraler Bedeutung ist in die-
sem Zusammenhang die Kommunika-
tion mit der Bevölkerung. Notwendig 
ist eine Aufklärung über mögliche 
Starkregen- und Hochwasserereignisse 
sowie über geeignete Präventionsmaß-
nahmen vor Ort. Hierbei sollte auch 
über Möglichkeiten von baulichen 
Maßnahmen an Gebäuden informiert 
werden. Erforderlich ist eine aktive Zu-
sammenarbeit von Kommunen, Feuer- 
und Wasserwehr, Landes- und Bundes-
polizei sowie THW und sonstigen Insti-
tutionen, die im Bereich der Hochwas-
servorsorge tätig sind.  
 
Mit einer verstärkten Beratung ist auch 
eine stärkere Eigenvorsorge verbun-
den. Private Vorsorgemaßnahmen der 
Bürgerinnen und Bürger sollten sich in 
hochwassergefährdeten Bereichen an 
der fachlichen Risikoabschätzung ori-
entieren und insbesondere hochwas-
serangepasstes Bauen sowie sonstige 

bauliche Vorkehrungen gegen Hoch-
wasserschäden umfassen. In hochwas-
sergefährdeten Regionen sollten nur 
wasserfeste Baumaterialien verwendet 
und gefährliche und wassergefähr-
dende Stoffe für eine Überschwem-
mung gesichert werden.  
 
Auch sollte auf Ölheizungen verzichtet 
und die Stromversorgung nicht im Kel-
ler, sondern im Obergeschoss instal-
liert werden. Bestandsgebäude und -
anlagen müssen auf deren Klimaresili-
enz und die Schutzvorrichtungen vor 
Starkregen und Hochwasser überprüft 
werden. Hierbei müssen die betroffe-
nen Bürger durch eine Beratung und fi-
nanzielle Förderung durch den Bund 
und die Länder unterstützt werden. 
 

Versicherungslösungen weiter aus-
bauen 
 
In hochwassergefährdeten Bereichen 
obliegt es schließlich den betroffenen 
Eigentümern, Versicherungsschutz ge-
gen Elementarschäden zu erlangen. 
Dieses stellt sich in der Praxis oftmals 
schwierig dar. Unter Einbeziehung der 
Versicherungswirtschaft ist es daher 
geboten, Rahmenbedingungen zu ent-
wickeln, die einen Versicherungsschutz 
für alle betroffenen Haushalte zu ver-
tretbaren Konditionen ermöglichen. In 
diesem Zusammenhang sind unter-
schiedliche fachliche Aspekte wie etwa 
eine sachgerechte Hochwasservor-
sorge, Baubeschränkungen oder die 
hochwasserangepasste Gestaltung von 
bestehenden Gebäuden („Hochwasser-
pass für Gebäude“) zu berücksichtigen.  
 
 
Berlin, 07.07.2023 
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